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SSoollddaann IInnssttiittuutt

Wandel auf dem Arbeits-
markt: Mobilität von
Rechtsanwälten wächst
Befragungsergebnisse: Verbesserungspotential
in Kanzleien bei der Mitarbeiterbindung
Prof. Dr. Matthias Kilian, Köln

Der Wechsel der Kanzlei beruhte in der Vergangenheit häu-
fig auf Konflikten zwischen Gesellschaftern einer Sozietät.
Mittlerweile – in Zeiten von immer mehr jungen angestellten
Berufsträgern – ist Mobilität viel selbstverständlicher. Die
Bindung an die Kanzlei, in der die anwaltliche Berufskarriere
begonnen hat, ist merklich schwächer geworden. Angestellte
Rechtsanwälte haben keine Probleme damit, von einer Kanz-
lei in die nächste zu wechseln. Mit einer zunehmenden Zahl
von Rechtsanwälten der Generation Y, die unter anderem
durch relativ geringe Loyalität zu Arbeitgebern charakterisiert
ist, wird sich dieser Prozess vermutlich dynamisieren. Dieser
Beitrag berichtet über empirische Erkenntnisse des Soldan
Instituts zur Mobilität jüngerer Rechtsanwälte.

I. Einleitung

Ein die deutsche Anwaltschaft prägender Wandlungsprozess
der letzten zwanzig Jahre ist die zunehmende Mobilität von
Berufsträgern: Die berufliche Verbundenheit mit Kanzleien,
in denen die Berufstätigkeit begonnen wird, nimmt ab, für
Rechtsanwälte ist es selbstverständlicher, berufliche Alternati-
ven zu evaluieren und sie bei sich bietender Gelegenheit auch
zu nutzen. Selbstverständlich gibt es nach wie vor Anwalts-
karrieren, die sich in einer einzigen Kanzlei vollziehen. Eine
solche „Treue“ zu einer Kanzlei ist aber seltener geworden.
Wie ausgeprägt die Mobilität von Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälten mittlerweile ist, wurde im Rahmen einer Stu-
die des Soldan Instituts mit 3.500 jungen Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälten der Zulassungsjahrgänge 2004 bis 2010
untersucht.1 Mobilität bezieht sich hierbei primär auf einen
Wechsel der Kanzlei, in der der Anwaltsberuf ausgeübt wird.
Dargestellt werden in diesem Beitrag die Häufigkeit von
Kanzleiwechseln und die Gründe für solche Kanzleiwechsel.
Ein besonderer Blick gilt gebrochenen Versprechen von Ar-
beitgebern, die ein Grund für die Entscheidung eines Jung-
anwalts sein können, eine Kanzlei zu verlassen.

II. Häufigkeit des Kanzleiwechsels

Insgesamt haben 22 Prozent der jungen Rechtsanwälte, die
zwischen anderthalb und achteinhalb Jahren Rechtsanwalt
sind, in ihrer beruflichen Karriere einmal die Kanzlei oder
den Arbeitgeber gewechselt (76 Prozent der Kanzleiwechsler).
Ein zweifacher Kanzlei- oder Arbeitgeberwechsel fand in
5 Prozent der Fälle statt (18 Prozent der Kanzleiwechsler),
2 Prozent haben die Kanzlei oder den Arbeitgeber drei Mal

oder häufiger gewechselt (6 Prozent der Kanzleiwechsler).
Eine differenzierte Analyse nach Zulassungsjahren zeigt: Je
länger ein Rechtsanwalt zur Anwaltschaft zugelassen ist, des-
to häufiger finden Kanzlei- oder Arbeitgeberwechsel statt.

III. Gründe für Kanzleiwechsel

Die Gründe, die für einen Kanzlei- bzw. Arbeitgeberwechsel
angeführt werden, sind sehr unterschiedlich und variieren je
nach Zulassungsjahr. Knapp jeder zweite Kanzlei- bezie-
hungsweise Arbeitgeberwechsler gibt an, er habe in seiner
vorherigen Position kein Entwicklungspotential gesehen.
45 Prozent führen an, sie erhofften sich vom Kanzlei- oder
Arbeitgeberwechsel bessere Verdienstmöglichkeiten. 39 Pro-
zent der Rechtsanwälte, die sich für eine berufliche Verände-
rung entscheiden, erklären dies damit, dass die Chemie mit
Kollegen und/oder Vorgesetzten nicht stimmte. 29 Prozent
möchten ihre berufliche Position verbessern, 27 Prozent ha-
ben den Wunsch, eine eigene Kanzlei beziehungsweise So-
zietät zu gründen, wobei eine solche Kanzleigründung aller-
dings nur für 48 Prozent der Wechsler bereits seit Zulassung
beabsichtigt war. Folgerichtig haben sich 52 Prozent der
Rechtsanwälte, die eine Kanzlei beziehungsweise Sozietät
gründen wollten, erst im Laufe ihrer Karriere zu einem Kanz-
leiwechsel entschlossen. Für jeden vierten Kanzlei-/Arbeit-
geberwechsler war der Wechsel zu einem subjektiv interes-
santeren Rechtsgebiet das ausschlaggebende Motiv für eine
Veränderung der beruflichen Situation. Ein unfreiwilliger Ar-
beitgeberwechsel fand in 12 Prozent der Fälle aufgrund einer
Kündigung durch den Arbeitgeber statt. In 24 Prozent der
Fälle führen nicht eingehaltene Zusagen zu einem Kanzlei-
oder Arbeitgeberwechsel. Jeder 12. Rechtsanwalt, der schon
einmal die Kanzlei oder den Arbeitgeber gewechselt hat, sah
sich aufgrund der Aufgabe der eigenen Kanzlei oder Sozietät
zu einem solchen Wechsel gezwungen.
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Abb. 1: Häufigkeit der Kanzlei- und Arbeitgeberwechsel im Jahr 2012 = nach Zulassungs-
jahr*

1 Hierzu Kilian, Die junge Anwaltschaft: Ausbildung, Berufseinstieg und Berufskarrieren,
2014.
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Differenziert nach der Dauer der Berufszugehörigkeit er-
geben sich zum Teil signifikante Abweichungen hinsichtlich
der Beweggründe für einen Kanzlei- oder Arbeitgeberwech-
sel. Je länger ein Rechtsanwalt zur Anwaltschaft zugelassen
ist, desto häufiger führt er das Motiv der Verbesserung der
beruflichen Position als Beweggrund für einen Kanzlei- oder
Arbeitgeberwechsel an (31 Prozent der seit fünf bis acht Jah-
ren Zugelassenen, aber nur 24 Prozent der seit ein bis vier
Jahren Zugelassenen). Vergleichbar verhält es sich mit dem
Wunsch, eine eigene Kanzlei beziehungsweise Sozietät zu
gründen. 20 Prozent der seit ein bis vier Jahren zugelassenen
Kanzleiwechsler gaben diesen Beweggrund an, wohingegen
dies von 29 Prozent der zwischen fünf und acht Jahren zuge-
lassenen Anwälte genannt wurde.

IV. Insbesondere: Gebrochene Versprechen

24 Prozent der Kanzleiwechsler geben als Grund für den
Wechsel zu einer anderen Kanzlei an, dass ihnen gegebene
Versprechen nicht eingehalten wurden. „Gebrochene Ver-
sprechen“ betreffen nicht nur, aber ganz überwiegend ange-
stellte Rechtsanwälte.Von Interesse ist daher, welche Verspre-
chen Kanzleiinhaber abgeben2 und im weiteren Verlauf der
Beschäftigung nicht einhalten. Einen Einblick geben Aus-
künfte von angestellten Rechtsanwälten nach sieben oder
acht Jahren Berufstätigkeit.3 Bei einer solchen Dauer der Be-
rufszugehörigkeit ist davon auszugehen, dass die Einlösung
gegebener Versprechen jedenfalls nicht an der noch zu gerin-
gen Dauer der anwaltlichen Berufserfahrung beziehungswei-
se der Zugehörigkeit zu der Kanzlei scheitert. 16 Prozent der
Befragten aus dieser Gruppe berichten, dass das Versprechen
auf eine Partnerschaft nicht eingehalten wurde, 20 Prozent,
dass ein zugesagtes Secondment nicht zu Stande kam. Von
nicht realisierten Gehaltserhöhungen sind 9 Prozent betrof-
fen, die Erwartungen des Erwerbs eines Fachanwaltstitels
und zusätzlichen Urlaubs wurden bei je 6 Prozent der Betrof-
fenen enttäuscht.

Geht es etwa um die Ermöglichung des Erwerbs eines
Fachanwaltstitels, mehr Gehalt oder Urlaub, aber auch um
eine Partnerschaft, könnten in vielen Fällen die für das Ein-
lösen des Versprechens notwendigen Entscheidungen des Ar-
beitgebers an sich bereits abschließend getroffen beziehungs-
weise eine Umsetzung realisiert sein. Dass entsprechende

Zusagen auch nach sieben oder acht Jahren Berufstätigkeit
noch offen sind, wird bei den betroffenen angestellten
Rechtsanwälten daher häufig zu Unzufriedenheit oder Frus-
tration führen. Dies gilt insbesondere mit Blick darauf, dass
rund ein Viertel der Angestellten auf die Umsetzung der Er-
möglichung des Erwerbs eines Fachanwaltstitels weiterhin
wartet, für 27 Prozent zugesagter zusätzlicher Urlaub aus-
steht, bei fast der Hälfte ein Secondment bislang ein leeres
Versprechen geblieben ist und mehr als die Hälfte auf eine
in Aussicht gestellte Partnerschaft weiterhin warten. In letzte-
rem Fall ist freilich zu konzedieren, dass eine negative oder
positive Partnerentscheidung nicht zwingend nach sieben
oder acht Jahren Berufserfahrung getroffen wird.

Insgesamt sind die Daten allerdings eine deutliche War-
nung an Arbeitgeberanwälte, Versprechen nicht leichtfertig
abzugeben und, wenn sie gleichwohl gegeben werden, ihre
Einlösung nicht unnötig in die Länge zu ziehen – für immer-
hin ein Viertel der Kanzleiwechsler ist die Nichteinlösung ei-
nes Versprechens jedenfalls mitmotivierend, einer Kanzlei
den Rücken zu kehren.

V. Zusammenfassung und Ausblick

22 Prozent der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte haben
bis zum achten Jahr ihrer Berufstätigkeit einmal die Kanzlei
beziehungsweise den Arbeitgeber gewechselt. 5 Prozent ha-
ben bereits zwei Mal gewechselt, 2 Prozent sogar drei Mal.
Mit längerer Zulassungsdauer steigt erwartungsgemäß die
Häufigkeit der Kanzlei- oder Arbeitgeberwechsel. Als Grund
für einen Wechsel des beruflichen Umfeldes führt knapp die
Hälfte (49 Prozent) der befragten zulassungsjungen Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte an, dass die vorherige Positi-
on kein Entwicklungspotential mehr bietet. 45 Prozent wech-
seln die Kanzlei beziehungsweise den Arbeitgeber aufgrund
besserer Verdienstmöglichkeiten, 39 Prozent führen eine
schlechte Chemie mit Kollegen oder Vorgesetzten an. Über
ein Viertel (27 Prozent) planen die Gründung einer eigenen
Kanzlei/Sozietät. In 24 Prozent der Fälle führen nicht ein-
gehaltene Zusagen zu einemWechsel des beruflichen Umfel-
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Abb. 2: Motive der Kanzlei- und Arbeitgeberwechsel

Abb. 3: Verwirklichung von Versprechungen angestellter Rechtsanwälte mit sieben und acht
Jahren Berufserfahrung

2 Hierzu Kilian, aaO (Fn. 1), S. 170.

3 Für ein Gesamtbild allen Junganwälten gegebener Versprechen Kilian, aaO (Fn. 1),
S. 171.



des. 12 Prozent geben schließlich die Kündigung des Arbeits-
verhältnisses als Grund für einen Wechsel an.

Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass es erhebliches
Verbesserungspotenzial in Fragen der Mitarbeiterbindung in
Kanzleien gibt. Inhaber von Kanzleien sind in Folge ihrer
Professionalisierung und nach ihrem Selbstverständnis pri-
mär Rechtsanwälte. Personalführung und -entwicklung sind
keine durch die Ausbildung vermittelten Kompetenzen. Die
entsprechenden Defizite werden augenscheinlich an dem Be-
fund, dass das am häufigsten genannte Motiv für einen Kanz-
leiwechsel ist, dass ein Mitarbeiter kein Entwicklungspoten-
zial gesehen hat. Auch wenn der Zuschnitt einer Kanzlei
nicht immer erlaubt, entsprechende Hoffnungen und Wün-
sche von Mitarbeitern zu ermöglichen, ist ein stärker Fokus
auf Personalführung und -entwicklung, sei es durch Aneig-
nung entsprechender Kompetenzen oder externe Hilfe, ange-
zeigt, um das, was neudeutsch als „retention problem“ be-
zeichnet wird, besser adressieren zu können. Auch das am
dritthäufigsten genannte Defizit, nämliche eine schlechte
Chemie mit Kollegen oder Vorgesetzten, wird nicht immer
auf dem Kanzleiwechsler beruhen, sondern sehr häufig Aus-
druck einer defizitären Unternehmenskultur und von Schwä-
chen der Inhaber der Kanzlei, diese zu prägen und positiv zu
beeinflussen, sein.

Angesichts der Tatsache, dass in Zeiten fortschreitender
Spezialisierung Kanzleien deutlich mehr Investment in die
fachliche Qualifizierung von Berufseinsteigern investieren
müssen, sind Verbesserungen in diesem Bereich auch ein
ökonomischer Faktor – immerhin qualifiziert man ansonsten
Personal für Wettbewerber, die möglicherweise weniger in
Junganwälte investieren und denen die Früchte fremder Be-
mühungen kostenlos in den Schoß fallen.
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Kanzleigründerpreis wird 2016 erneut
verliehen – Bewerbungsfrist läuft
bis 15. August 2016

2016 wird vom Deutschen Anwaltverein, der Bundes-
rechtsanwaltskammer, dem Forum Junge Anwalt-
schaft, der Frankfurter Allgemeinen Zeitung und Sol-
dan zum achten Mal der „Soldan Kanzlei Gründer-
preis“ verliehen. Mit dem wissenschaftlich vom Soldan
Institut betreuten Kanzleigründerpreis zeichnet eine
hochkarätig besetzte Jury seit 2001 besonders überzeu-
gende Konzepte der Gründung neuer Anwaltskanzlei-
en aus.

Die Historie des „Soldan Kanzlei Gründerpreises“
zeigt, dass aufgrund Rückgangs der Zahl neu zugelas-
sener Rechtsanwälte Kanzleigründungen mittlerweile
zwar seltener sind als noch vor zehn oder 20 Jahren,
es aber weiterhin viele interessante und erfolgreich
umgesetzte Gründungskonzepte gibt. Prof. Dr. Mat-
thias Kilian, Direktor des Soldan Instituts: „Nach unse-
ren Beobachtungen werden Kanzleigründer immer
professioneller – sowohl was die Planung einer Grün-
dung als auch ihre Umsetzung betrifft. Deshalb freuen
wir uns auch 2016 wieder auf spannende Bewerbun-
gen.“ Dotiert ist der Kanzleigründerpreis mit Sachprei-
sen im Wert von insgesamt 10.000 Euro, mit denen
drei Kanzleien ausgezeichnet werden, die die Jury für
besonders auszeichnungswürdig hält.

An der aktuellen Ausschreibung, die noch bis zum
15. August 2016 läuft, können sich in den Jahren 2012
bis 2014 gegründete Kanzleien beteiligen. Die Bewer-
bung erfolgt über einen Online-Fragebogen auf der In-
ternetplattform www.kanzleigruenderpreis.de. Die Er-
mittlung der Gewinner erfolgte anhand eines systema-
tischen Punkte-Bewertungsverfahrens, das im Soldan
Institut entwickelt wurde. Verliehen wird der Gründer-
preis.

2016 bilden Ulrich Schellenberg (Präsident des
Deutschen Anwaltvereins), Dr. Thomas Remmers (Vi-
zepräsident der Bundesrechtsanwaltskammer), Ulrike
Osterloh (Vorsitzende des Forums Junge Anwalt-
schaft), Corinna Budras (Redakteurin im Wirtschafts-
ressort der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung),
René Dreske (Geschäftsführer der Soldan GmbH) so-
wie Prof. Dr. Matthias Kilian (Direktor des Soldan In-
stituts) die Jury.

Der Präsident des Deutschen Anwaltvereins, Ulrich
Schellenberg, ermuntert alle Kanzleigründer, sich am
diesjährigen Kanzlei Gründerpreis zu beteiligen: „Die
Innovationskraft der Anwaltschaft beruht auf ihrer Viel-
falt – und gerade die Impulse der jungen Gründerinnen
und Gründer sind Garant dafür, dass sich die Markt-
strukturen im Interesse der Mandanten weiterent-
wickeln. Es ist ein wichtiges Ziel des Preises, diese Kanz-
leien sichtbar zu machen. Daher: Bewerben!“.

Bewerbungen für den „Soldan Kanzlei Gründerpreis 2016“ online
unter www.kanzleigruenderpreis.de.

Prof. Dr. Matthias Kilian, Köln
Der Autor ist Direktor des Soldan Instituts. Er lehrt und
forscht an der Universität zu Köln.

Leserreaktionen an anwaltsblatt@anwaltverein.de.
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